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Abend⸗Ausgabe. 


Freitag, den 24. Januar 1879. 


Ich nehme deshalb keinen Anſtand, bier zu erklären, 


Landtags⸗Verhaudlungen. 
Abgeordnetenhaus 


35 Sitzung vom 23. Januar. 

Bräfident von Bennigfem eröffnet die 
Sigung um 121 r. 

Am Rune: Handels-Miniſter Maybach 
und mehrere Kommiſſarien. 

Vor der Tagesordnung erhält das Wort: 

Abg. v. Meyer Arnswalde: Der Herr 
Bräfident hat in der Sonnabend ⸗Sitzung in Folge 
einer Aeußerung des Abg. Franſſen erklärt, daß er 
außer Stande ſei, außerhalb des Hauſes ſtehende 
Perſonen vor beleidigenden Aeußerungen zu ſchüßen. 
Nach meiner Auffaſſung haben Mitglieder dieſes 


Hauſes die Pflicht, Perſonen, welche ſich nicht zu 


vertheidigen vermögen, perſönlich nicht zu verletzen. 
daß ich lebhaft bedauere, den Ausdruck „Frechheit“ 


in meiner Rede am Freitag gegen eine außerhalb 


des Hauſes ſtehende Perſon angewendet zu haben. 

(Leb haftes Bravs.) 

Tagesordnung: 

I. Mündlicher Bericht der Petitionskommiſſton 
Aber die Petition des Magiſtrats und der Stadt- 
verordneten-Verſammlung zu Suhl wegen Herſtel⸗ 
De einer Eiſenbahn-Verbindung mit dem dortigen 

rte. 

Abg. Löwe Berlin empfiehlt Namens der 
Kommiſſion, die Petition der Staatsregierung wie 
derholt zur Berückſichtigung mit der erneuten Auffor⸗ 
derung zu überweiſen, die Verhandlungen wegen 

? . — einer Eiſenbahn nach Suhl thunlichſt zu 
Der Kommijjar des Handelsminiſters er- 
Hört, daß für das Unternehmen noch immer eine 
— finanzielle Grundlage fehlt. Die Stadt Suhl 

une den von der Regierung geforderten Beitrag 
zu den Anlagekoſten nicht leiſten und die Provinz 
habe jeden Beitrag verweigert. Die Verhandlungen 
hätten deshalb zur Zeit noch zu keinem Reſultate 
geführt. Der Handels miniſter ſet durchaus geneigt, 
der Stadt Suhl jo weit wie möglich entgegenzukom⸗ 
men, er müſſe aber bedauern, daß es zur Zeit un⸗ 
möglich ſei, auf der vorhandenen Grundlage zu einem 
günſtigen Reſultate zu gelangen. 

Handelsminister Maybach bedaueit, daß er 
auch heute mit leeren Händen vor das Haus treten 
müſſe. Er trage dem Unternehmen die größten Sym⸗ 
pathten entgegen, doch ſtellen ſich demſelben noch 
immer vor Allem finanzielle Schmiertgreiten entge⸗ 
gen. Er werde dafür ſorgen, daß die Frage von 
der Tagesordnung ver chwinde und glaube, daß 
den Wünſchen der Stadt Suhl durch Verlängerung 
der Magdeburg⸗Erfurter Bahn entſproch en werden 
könne. 

Abg. Dr. Lucius (Erfurt) dankt dem 
Minifter für die entgegenkommende Erklärung und 
bittet, das Stück Eiſenbahn von Suhl zum An⸗ 
ſchluß an die Werrabahn möglichſt bald in Angriff 
zu nehmen. 

Allg. Berger Witten unterſtützt auf das 
Lebhafteſte die Petitton der Stadt Suhl und ſpricht 
namentlich für den Bau der Bahn von Suhl nach 
Grimmenthal, die auch für die Förderung des Berg⸗ 
baues von großem Nutzen ſein würde. Suhl könne 
obne biejes Kemmunikationsmittel nicht mehr be⸗ 
ſtehen. a 

Die Diskuffion wird nunmehr geſchloſſen und 
der Antrag der Kommiſſion fat einſtimmig ge⸗ 
nehmigt. 

II. Antrag des Abg. Frhr. v. Heereman 
in Bezug auf den dem Bundes rathe vorgelegten 
Gejepentwurf, betreffend die Strafgewalt des Reichs⸗ 
tages über ſeine Mitglieder. 

Der Antrag geht dahin, die Mitglieder Preu- 
ßens im Bundesrathe in der Weiſe zu inſtrutren, 
daß ſie ihr Votum gegen die Vorlage abgeben. 

Abg. Schr. v. Heereman: Als die Zei⸗ 
tungen in authentiſcher Weiſe Mittheilungen brach ⸗ 
ten über den dem Bundesrathe zugegangenen Geſetz⸗ 
entwurf, durch welchen verfaſſungsmͤßige Rechte in 
erheblicher Weiſe alterirt reſp. aufgehoben wer den, 
da ſchien es, als wenn derſelbe zu ernſten Bedenken 
Anlaß geben mußte. Bei der bedeutungsvollen 
Stellung, welche Preußen im Reiche einnimmt, und 
bei der engen Verbindung der Angelegenheiten des 
Reichs mit denen Preußens mußte es nothwendig 
erſcheinen, die Stellung, welche die Landesvertretung 
zu dieſer Vorlage einnimmt, näher darzulegen und 
der Regierung Gelegenheit zu geben, ſich auch ihrer⸗ 


hebt als den bedeutſamſten Punkt 


es habe dieſelbe ohne jeden 


troßdem mancherlei 


Kämpfe 
über dieſe 


Be immung ſich im 
Herrenhauſe hat die Frage ebenfalls eine Löſung 
gefunden. Im Abgeordnetenhauſe iſt die Redefrei⸗ 


Wiſſenſchaft iſt darüber einig, daß dieſelbe 
Weſen der Repräſentattv-Verfaſſung iſt. Die 
geordneten nehmen Theil an der Geſetzgebung ur 
auch an dem Recht der unbedingten Kritik der R 
gierung: ihre Wünſche und Hoffnungen auszuſpt 
chen. 
all als unantaſtbar auch innerhalb der 
ſentativ-Verfaſſung angeſehen. (Redner citirt h 
ſchiedene Aeußerungen von Rechtslehrern.) en 
die Volksvertretung ihre Aufgabe erfüllen fo 
muß die Redefreihelt unbedingt herrſchen Allerbing 
giebt es Mißbrauch eines jeden Rechts und 
Freiheit. Beim Volksvertreter iſt eine Schrankt 
geben durch die patriotiſche Pflicht, eine an 
Schranke durch den Willen des Repräſentatiokörp 
aus ſich heraus. Das allgemeine Wohl und 
Schutz der Minorität find die natürlichen Schr in 
der Nedefrripeit. Man muß dem Volke ein nöthi⸗ 
ges Verſtändniß für die Handlungen der reter 
und die Vertreter ſelbſt find dun ip: 
patriotiſche Pflicht gebunden, dieſe Redeft 
zu mißbrauchen. Dieſe Fähigkeit ſolle man 


— 


vor 


England iſt gar nicht mit uns zu vergleichen. Man 


hat dort ſeit 200 Jahren keinen Verſuch gemacht, 


die Redefreiheit anzugreifen, einen letzten ſchwachen un⸗ 
ter der Königin Elisabeth. Die engliſche Verfaſ⸗ 
jung if eine ganz andere in Bezug auf ihre Ent- 
wickelung und die Abgeordneten haben weit größere 
Rechte, eine weit bedeutendere Stellung im Volke 
als in Deu ſchland oder ſonſt wo. Es entſtehen 
bei mir zwei Fragen, ſobald man die Redefreiheit 
angreift; einmal, iſt der Berſuch der Einſchränkunz 
gerechtfertigt, und dann, iſt der angegebene Weg der 
richtige. Es läßt ſich nicht verkennen, daß eine ge- 
wiſſe Aufregung und Aengſtlichkeit im Lande Platz 
gegriffen hat. Man malt Geſpenſter an die Wand 
und fürchtet ſich nachher ſelbſt davor. Aber das 
Ueberſchreiten der Redefreiheit fällt immer auf die 
Partei und die Redner zurück, ohne dem Lande zu 
ſchaden. Bel Verleumdungen gegen Dritte wird ſich 
auch jedesmal ein Vertheidiger finden. Die Ber- 
theidigung hat dieſelbe Kraft der Oeffentlichkeit als 
der Angriff. Der Unwille im Hauſe und die Dis⸗ 
ciplinar⸗Rüge iſt ein genügendes Aequivalent. Man 
kann behaupten, daß alle Ausſchreitungen der Re⸗ 
gierung immer mehr genützt als geſchadet haben. 
Als man dem Volke die Verfaſſung gab, bat man 
ihm zugetraut, daß es dafür volles Verſtändniß 
habe. Ebenſo zu verurthellen iſt der Weg, welcher 
eine Einſchränkung bezweckt. Dieſer iſt ebenſo zu 
verurthellen als der Angriff ſelbſt. 
des Redners durch die plötzliche Ohnmacht eines 
Mitgliedes der Kammer.) Die Beſtimmung, daß 
dem ordentlichen Richter die Entſcheidung über den 
Thatbeſtand einer Verleumdung übergeben werde, ist 
juriſtiſch abſolut unhaltbar. Gerade aus dem freien 


ungehinderten Gegenübertreten der Parteien ſoll 


Klärung über die vorliegenden Aufgaben geſchaffen 
werden. Wird dies Verhältniß geſtört, ſo iſt nur 
die unbedingte Herrſchaft der Majorität möglich. 
Damit wird der ganze Werth illuſoeiſch. Betref⸗ 
fend den Maßſtab der Veröffentlichung, kann nicht 
ermeſſen werden, was der Abgeordnete oder ein Re⸗ 
ferent zu berichten wagen darf, bevor der Präſident 
darüber befunden hat. Dies muß zu ganz uner⸗ 
träglichen Einſchränkungen führen. Noch ſchlimmer 
iſt die Möglichkeit, daß die Majorität die Wähl⸗ 
barkeit Jemandes vernichten kann. Dies ſteht im 
Widerſpruch mit der freien Wahl überhaupt. Red⸗ 
ner ſchließt mit dem Hinweis, daß unſere Verfaſ⸗ 
fung nicht reich an Fteihelten, und eine Aenderung 
nach der beſchränkenden Seite drücke aus, daß die po⸗ 
litiſche Reife des Volkes und ſeiner Vertreter zurück 
gegangen ſei und daß die Regierung kein freies 
Wort mehr ertragen könne. Welchen Eindruck würde 
das auf das Ausland machen, wenn es heiße, 


heit von jeher als unantaſibar vertheidigt. Die 


Alle Rechtslehrer hätten das Vorrecht über- 


[freien Städte alle 
ſetzen. Man hat auf England exemplicirt. Aber 5 


(unterbrechung 


beſtehen laſſen will. 


feitö über dieselbe zu äußern. Redner geht hlerbuf! Deutſchland tünne die ihm gegebenen Freiheiten nicht! unt einen Theil der gegen dieſen Entwurf zu 
auf die Beſtimmungen der Vorlage näher ein und vertragen. 
. derſelben die Be⸗ 
ſchränkung der Redefreiheit der Abgeordneten her⸗ 
vor. Es ſei dieſe Redefreiheit in der preußiſchen 
Verfaſſung in vollem Umfange - garantirt und 
Widerſpruch auch 
in der Reichs -Verfaſſung Aufnahme gefunden, 

und Sgnueiligkeiten 
preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe vorher abgeſpielt hatten. In 


trages ein. 


und 2 für den Antrag. 
Abg. Stengel (freikonſervativ) beantragt, 
über den Antrag von Herreman's zur Tagesordnung 
überzugehen. 
Nach der Geſchäftsordnung erhält nur ein 


Redner für, einer gegen den Antrag das Wort. 


Abg. Stengel will mit ſeinem Antrage dem 
Hauſe eine langwierige Diskuſſion erſparen, durch 
welche für die Wohlfahrt des Landes doch nichts 
Eeſprießliches erzielt werde. (Sehr richtig! rechts.) 
Er und ſeine Freunde ſeien bereit, die konſtitutio⸗ 


d nellen Rechte zu vertheldigen, aber an dem Orte, 


wohin dieſe Angelegenheit gehört, nämlich im Reichs ⸗ 
tage. Lasker habe anläßlich des Antrages Schrö⸗ 
der (Rippftadt) auf Gewährung von Diäten für den 
Reichstags⸗Abgeordneten ausgeführt, die Einzelland⸗ 
tage ſollten ſich nur dann mit Reichs Angelegenhei⸗ 
ten beſchäftigen, wenn es ſich darum handle, dem 
Reiche neu Rechte zuzuwenden. Selbſt die von 
anderen Parteien eingebrachte motivirte Tagesord- 
nung ſtelle ſich dem Antrage von Heereman nicht 
ſcharf genug entgegen, der nicht einmal die Ehre 
einer eingehenden Diskuſſion verdiene. (Wider⸗ 
ſpruch.) Sie wende ſich allerdings gegen ihn, folge 
aber ſeiner Intention, indem ſie einen Gegenſtand 
der Reichsgeſezgebung zur Dis kuſſion bringe. Dann 
könnte man hier auch über den Zolltarif, über das 
Tabaksmonopol c. e und zu welcher Ver⸗ 
wirrung würde es führen, n alle Abgeordneten ⸗ 
und H. wasser e e ee der 
ragen zum Schaden der großen 
Diskufflon im Reichstage vorweg diskutiren wollen ? 
Ueberdies geſtatte die bedrängte Geſchäftslage des 
Hauſes, nur einen kleineren Theil der preußtſchen 
Angelegenheiten zu erledigen. Wenn das Centrum 
Woche für Woche den Tag, der zur Berathung von 
Petitionen beſtimmt iſt, zu aufregenden Diskuſſtonen 
in Anſpruch nimmt und die Petitionen den Peten⸗ 
ten mit dem Beſchelde zu ückgehen: „Wegen Schluß 
der Seſſion nicht berathen“, dann wird das ver⸗ 
faſſungsmäßige Petittonerecht tlluſoriſch gemacht. 
Darum empfiehlt es ſich, ven Antrag von Heereman 
in der kürzeſten Weiſe, welche die Geſchäftsordnung 
geſtattet, nämlich durch einfache Tagesordnung zu 
erledigen. 

Abg. Lieber (gegen die Tages ordnung): 
Warum hat Herr Stengel das Moment der Ge⸗ 
ſchäfislage nicht geſtern dei Feſtſtellung der Tages⸗ 
ordnung geltend gemacht? Es handelt ſich um die 
Grundlagen ſowohl der preußiſchen, wie der Reichs⸗ 
verfaſſung. Bereits ſind in der würtembertziſchen 
und baieriſchen Kammer ähnliche Anträge ange: 
nommen worden, alſo iſt es geradezu Ehrenſache 
für das Haus, mindeſtens der Diskuſſion freien Lauf 
zu laſſen. Wenn Herr Stengel unferen Antrag 
einen „kraſſen“ genannt bat, jo verdient eher der 
fragliche Geſetzentwurf dieſe Bezeichnung. (Sehr 
richtig.) Iſt unſer Antrag wirklich kraß, ſo iſt das 
nur die Anwendung des alten deutſchen Sprüchwor⸗ 
tes vom Klotz und Keil. (Sehr richtig!) Daß 
es ein jo entſetzlicher Partikularismus ſein ſoll, 
wenn ein derartiger Gegenſtand in einem Einzel 
Landtage die kutirt wird, kann ich nicht anerkennen. 
Der Reichskanzler ſeldſt hat im Jahre 1867 erklärt, 
raß jede Regierung eines Einzelſtaates für ihre 
Stimmabgabe im Bundesrathe den Einzel⸗Landtagen 
verantwortlich ſei. Wenn irtzendwo Anlaß zum Ge⸗ 
braucht dieſes Rechtes war, ſo iſt's der vorliegende 
Fall. Lehnen Sie den Antrag auf einfache Tages⸗ 
ordnung ab! (Beifall.) 

In namentlicher Abſtimmung wird der Antrag 
Stengel auf Tagesordnung mit 229 gegen 63 
Stimmen abgelehnt, ein Mitglied enthält ſich der 
Abſtimmung. 

Die Diekuſſion über den Antrag Heert 
nimmt alſo ihren Fortgang. i 

Abg. Lasker: Die Diskuſſion über den 
Antrag auf einfache Tagesordnung hat nicht dazu 
geführt, die Geſchäfte des Hauſes zu entlaſten. 
(Sehr richtig!). Der Abg. v. Heereman hat die 
Sache in ſo ruhiger und jachgemäßer Weiſe be⸗ 
handelt, daß er ſich die Zustimmung der Zuhörer 
erwerben mußte und ich jeinem Beiſpiele folgen will. 
Ich gebe ihm zu, daß der im Bundesrathe einge⸗ 
beachte Antrag von der Redefreihelt nur den Schein 
Der Antragſteller hat ſogar 


machenden 
Das Haus tritt in die Berathung des An- eine Disfufflon dieſer Einwendungen hier würde die 


Einwendungen hier vorgebracht. Aber 


der Serhandlungen im Reichs tage ſchä⸗ 


Die Auslosſung der Redner ergiebt 7 gegen] digen. Deshalb will ich auf dieſelben hier nicht 


Ich habe den gefährlichen Geſetzentwurf 
mit großer Ruhe aufgenommen, weil ich überzeugt 
bin, daß er im Reichstage niemals zum Geſetz ge⸗ 
macht werden wird. Ein Reichstag, der im Stande 
wäre, auf dieſe Weiſe ſeine Redefreiheit aufzugeben, 
würdt ſelbſt das Ende des parlamentariſchen Weſens 
in Deutſchlamd indiciren. Ich gebe ferner zu, daß 
wir das Reſchegeſetz nicht einen Tag haben würden, 
ohne daß man die Einzellandtage Deutſchlands mit 
einem gleichen Geſetze beſtürmen würde, und daß 
wir feinen Widerſtand leiſten könnten. Ich ſthe 
aber keinen Grund, weshalb wir an die preußiſche 
Regierung das Erſuchen richten ſollen, ihre Bevoll⸗ 
mächtigten beim Bundesrathe zu inſtrutren, daß ſie 
gegen das Geſetz ſtimmen. Unſere äußere Berechti⸗ 
gung hierzu hat der Reichskanzler ſelbſt feſtgeſteüt, 
indem er erklärte, daß die Voten der einzelnen Re- 
glerungen unter partikularrechtlicher Verantwor'lich⸗ 
keit der einzelnen Landesverireturgen ſtuhen. Aber 
durch eine ſolche Inſtruktion übernehmen wir die 
VBerantwoctlichkeit für Regierungsakte und ich ſcheue 
mich, unſer Verhältniß zur Regierung auf dieſe 
Weiſe umzukehren. Ich dogm.tifire nicht den Sotz, 
daß es nicht richtig wäre, mit Beſchlüſſen dem 
Reichotage vorzugreifen, aber ich für meine Verſon düte 
mich, es zu thun und ſchließe es als Regel aus, weil 
ich mir vergegeuwärtige, welche Verwirrung das Durch⸗ 
einander der Beſchlüſſe in den Einzelſtaaten hervor⸗ 
rufen würde, wenn es gehandhabt würde. Iſt denn 
das Verhältniß zwiſchen uns und der Regierung day 
angethan, uns mit Inſtruktionen an fie zu wenden? 
In Batırm iſt ſelbſt die liberale Partei mit einem 
Antrage vorgegangen, wie er hier vom Centrum 
einge bracht tſt. Aber dort hat es eine Tiberale 
Partei gethan, die ſich mit ihrer liberalen Regierung 
in Füh lung befindet und auf ihre Beſchlüſſe Einfluß 
hat. Wetrauen wir uns denn zu, daß wir mit un⸗ 
ſeren Beſchlüſſen auf die gegenwärtige Regierung 
Einfluß ausüben? (Sehr richtig! Heiterkeit links) 
Olauben Sie denn, daß ich nicht weiß, die preu⸗ 
ßiſche Regierung wird jo beſchließen, wie der Reichs 
kanzler in feiner Direktiven Politik von ihr verlangt? 
Und glauben Sie denn, daß, wenn Sie bier den 
vom Centrum ge wünſchten Beſchluß faſſen, dem dann 
Jolge gegeben werden wird, ſoweit der Reichskanzler 
den Antrag auf recht erhält? Wenn ein preußlſches 
Miniſtertum einen ſolchen Beſchluß gegen en 
Reichekangler fafſen würde, jo müßte die Folge fein, 
daß entweder die Miniſter ihre Entlaſſung nebmen 
oder der Neichoranzler. Sind wir 18 denn gewohnt 
von prrußlſchen Miniſtern, daß fie ibre Eutlaffung 
nehmen einem Majoritätsbeſchluſſe dieſes Hauſes 
gegenüber? Ich glaube, der Reichstag iſt doch wirk⸗ 
lich die Kbreſſe, von der wir mindeſtens uns deſſen 
verſehen können, was, wie Sie mit Ihrem Antrage 
fiktiv ſich denken Lännen, die Regierung thun würde. 
Wir haben des halb eine einfache Tagesordnung durch⸗ 
aus nicht für angemeſſen gehalten, ſondern legen 
das höchſte Gewicht auf den erſten Saß, weicher 
außer allem Zweifel ſtellt, daß wir, ſowett parla⸗ 
mentariſches Weſen in Deutſchland überhaupt in 
Betracht kommt, die Redefretheit für unantaſtbar er⸗ 
klaren und deugemäß auch eine Beeinträchtigung 
derſelben für eine Untergrabung der konſtitutionellen 
Regierung halten. Wer noch Zweifel darüber bat, 
daß eine Vertretung des deutſchen Volkes moglicher 
Weiſe ſeine Lebensintereſſen nicht wahren werde, 
der erklärt überhaupt, daß es mit der konſtitutionellen 
Regierung in Deutſchland zu Ende iſt. Nach an⸗ 
ferer Uecberzeugung können ſelbſt Diejenigen, welche 
den Urantrag eingebracht haben, ſehr wohl für un ⸗ 
jeren Antrag ſtimmen. Ich meine, daß wir die 
Würde der Belkevertretung in einem welt höheren 
Grade wahres, wenn wir, nachdem wir au ge⸗ 
ſprochen, was wir für Lebens bedürfniß des deutſ chen 
Berfaſſungolebeus balten, erklären, wir werden uns 
nicht in einem Beſchluſſe, der moglicher, ja fogar 
wahrſcheinlicher Weiſe von ihr unbeachtet bleibt, 
nicht durch eine Petition an die Reglerung, ſon dern 
an die Abeeſſe derjenigen wenden, welche in e ſter 


Linie die Volks rechte wahrzunehmen haben. (Leb⸗ 
hafter Beifall) 
Ag. Windtberſt (Meppen): Ich will 


das Beitrauen des Abg. Lasker zum Reichstage für 
irtzt nicht bezweifeln, aber ich kabe ſonderbare Er⸗ 


fahrungen gemacht. war während wir hier über die 


einſache Tagesordnung verhandelten, hat mein ſchar⸗ 
fes Ohr allerlei Bemerkungen gehört, welche bemei- 
fen, daß fo ganz gewiß, wie Herr Lasker meint, Die 
Sache nicht iſt. Warum wollen Sie unſeren An- 
trag nicht annehmen? Nur weil das Centrum ihn 
geſtellt haͤt? (Widerſpruch links.) Aus den De⸗ 
duktionen des Abg. Lasker folgt, daß er für ſeinen 
eigenen Antrag nicht ſtimmen darf. Auch fein An- 
trag iſt aus denſelben Gründen, die er gegen den 
unſrigen gerichtet hat, nicht angemeſſen. Der An- 
trag hält jedem Kompromiß im Reichstage die Thür 
offen. Ein einziges Wörtchen in dem Antrage be⸗ 
ruhigt mich, es beißt in demſelben: beſtehende Ga ⸗ 
zantlen. (Abg. Hänel; Sehr richtig) Die Zuläffg- 
keit, daß ſich die Einzellandtage mit ren Reichsange⸗ 
legenheiten beſchäftigen können, kann nicht beſtritten wer⸗ 
den. Daß die Miniſter für ihr Votum im Bundesrathe 
ihren Partikular⸗Landtagen verantwortlich find, hat 
Fürſt Bismarck und der bateriſche Miniſter v. Lutz 
anerkannt; die Staatsrechtslehrer ſind mehr oder 
weniger derſelben Meinung. Ich geſtehe zu, daß 
der Partikularlandtag nur in äußerſten Nothfällen 
in den geordneten Gang der Reichsgeſetzgebung ein⸗ 
greifen darf, aber ich behaupte, ein ſolcher Nothfall 
liegt hier vor. Ich bitte Sie im Intereſſe der ho⸗ 
den und wichtigen Fragen, um dit es ſich bier han⸗ 
delt, ſagen Sie klar und beſtimmt Ihre Meinung, 


wie Sie über die Vorlage denken, daß Sie ſie unter 


keinen Unfländen und in keinem Punkte annehmen 
wollen. Werfen Sie alle Diplomatie bet Seite 


und ſtim men Sie für unſern Antrag. (Betfall im 
Centrum) 
Abg. Hänel: Wenn Sie die letzten Worte 


des Abg. Windthorſt in eine antragsmüßige Sprache 
überſetzen, jo haben Sie unſeren Antrag. Dieſe 
Borlage iſt ein Sympkom, wie wenig der kon⸗ 
ſtitutionelle Geiſt in unſere Regierung, bejon ers in 
die Spitze derſelben eingedrungen if. IR denn die 
Verfaſſung etwas, was man wie einen alten Rock 
auszieht und täglich betrachtet, ob man nicht etwas 
daran ändern kann? Die Vorlage hat zwei Vor⸗ 
gänger, einen aus dem Jahre 1850, als es ſich 
um den Art. 84 handelte, und dann dle ganze 
Summe der Geſetzentwürfe, welche im Herrenhauſe 


vorgelegt worden fine, als es ſich darum handelte, 
den Verfaſſung artikel gegenüber der Interpretation 
des Obertribunals in ſeiner wabren Bedeutung wie⸗ 


der herzuſtellen. Fürſt Bismarck hat den Entwurf 
nicht erfunden, er iſt das wahre Kind des preußifchen 
He⸗renhaufts. Fürſt Bismarck hat ihn nur adop⸗ 
tirt, und ein ſolches Adoptiokind preußiſchen Ur⸗ 
ſprungs in unſece Riichsverfaſſung einzuführen. iſt 
eine Zumuthung an den geſunven politiſchen Stan 
und an das Rechtsbewußtſein des deutſchen Volkes, 
wogegen man ſtets entſchtedenen Proteſt einlegen 
muß, wo man G legenheit findet. (Beifall links.) 

Abg. Windthorſt (Meppen) als Mitan- 
tragſteller: Ich babe mich über meine heutige Rede 
gefreut, weil fie den Abg. Haenel zu präclſen Er⸗ 
llarungen veranlaßte. Ohne die Erklärung Haenel's 


bätte ich dabel bleiben müſſen, daß die Faſſung des 


Antrages Jnterpretatlonen zulaſſe. Wenn man 
ſagen wollte, daß der Entwurf unannehmbar ſei 
(Sehr richtig! Linke) — ich bitte das „Sehr richtig!“ 
zu konſtatiren — ſo iſt damit ein Theil unſeres 
Antrages erreicht; aber nicht der zweite praktiſche 
Theil. Eine Volksvertretung ſoll der Regierung 
gegenüber die richtigen Anſichten ausſprechen, auch 
dann, wenn fie erwarten kann, daß dieſelbe nicht 
Folge leiſten werde; ihre Verantwortung iſt um jo 
größer, wenn ſie gewarnt den falſchen Weg geht. 

In der Abſtimmung wird darauf der Antrag 
Lasker u. Gen. gegen die Stimmen des Centrums 
und der Konſervativen angenommen. 

Schluß 4½ Uhr. 

Nächſte Sizung: Abends 7 / Uhr. 0 

Tages ordnung: Techniſches Unterrichtsweſen. 


Dentfchlaud 

* Berlin, 23. Januar. Unter den im 
näüchſtjährigen Reichshaushaltsetat aufgeführten Ein⸗ 
nahmen befindet ſich auch die aus dem Spielkarten⸗ 
ſtempel Nur in einigen Staaten iſt es möglich 
geweſen, die Menge der jährlich zur Abſtempelung 
gelangten Karteuſpiele feſtzuſtellen; es fehlte daher 
zur genauen Veranſchlagung der Einnahmen für 
das erſte Etats jahr an einer genügenden Grund- 
lage. Dieſelben find veranſchlagt auf 1,281,500 
Mark. Nach Abzug der 5 pCt. Berwaltunge koſten 
für die Bunde sregterungen und der Koſten ter Kon⸗ 
trolle des Spielkartenſtempels und ſonſtiger dem 
Reiche unmittelbar erwachſender Verwaltungs koſten 
— die veranſchlagte Reineinnahmt 1,216,000 

rk. 
Die vorläufigen vertraulichen Beſprechungen 


Berathung darüber wird dagegen nicht vor dem 3. Frankreich gelingen wird, fi über einen neuen Han ⸗ 
Februar anfangen können. Bis dahin er delsvertrag zu verſtändigen. 
aus ſichtlich alle Juſttzgeſetzt und die erwähnten [Die Induſttiellen, ſowobl in Frankreich, wo 
deren Vorlagen durchberathen ſein. die Lyoner Seideninduftrie, wie in Oeſterreich, wo 
Wie feiner Zeit gemeldet, iſt ſtit dem 1. Ja- die Brünner Tuchfabrikation und die Wiener Leder⸗ 
nuar ein neuer Telegraphenvertrag zwiſchen dem Jaduſtrie während des kurzen Kriegszuſtandes eine 
deutſche Reiche und Großbritannien in Kraft ge- ernſte Mahnung erhalten haben, werden wohl nicht 
treten. Der neut Vertrag unterſcheidet ſich von mehr mit der gleichen Irivolttät wit bisher gegen 
dem früheren durch die Einführung des Worttarif das Syſtem der Handelsverträge agttatoriſch auf⸗ 
und durch überall ermäßigte Taxen. 
daß der Nußen des neuen Tarifs ſeltens der Han- ohnedies annehmen, daß ſie großen Werth auf das 
delswelt, die mit Großbritannien einen fo lebhaften rechtzeitige Zuſtandekomwen eines neuen Vertrages 
Verkehr unterhält, auf das Deutlichſte empfunden legen. 


wird. 

Berlin, 23. Januar. Unter dem Titel die tnzie lles. 
Sonderſtellung der deutſchen Freihäfen von Guſtav Stettin, 24. Januar. Der alte Orden der 
Tuch iſt im Verlag von Hoffmann und Campe in Druiden Pommerania Hain 20 bier feierte am 
Hamburg eine Schrift erſchienen, welcht an der Hand | Dienftag, den 21. d., fein zweites Stiftungsfeſt im 
eines ausgebreiteten ſtatiſtiſchen und hiſtoriſchen Ma- deutſchen Garten. Konzert, lebende Bilder, ein 
terials die Nothwendlgkeit hervorhebt, daß Hamburg Souper von 80 Perſonen und ein Ball machten 


Es zeigt ſich, treten. Von den beiderfeitigen Regierungen läßt ſich hierſelbſt ein anſcheinend filbernes Fünfwarkſtück zu 


und Bremen in das deutſche Verkehrsgebitt | 
ten. Die Schrift verdient angeſichts der merkwür⸗ 


den Tag zu einem wahren Feſte, in welchem deut⸗ 


ſche Gemüthlichkett und deutſcher Familtenſinn die 


digen Thatſachen, die ſie hervorkehrt und welche nicht] Herrſchaft führten. 


nur die Schädigung der deutſchen Induſtrie, ſondern 


der Hanſeſtädte ſelbſt nachweiſen, eine eingehendere 
Wir be⸗ den 


Beſprechung, die wir uns vorbehalten. a 
ſchranken uns heute darauf, den Schluß der Schrift 
zu geben, in welchem der Verfaſſer feine Ausfüh- 
rungen wie folgt zuſammenfaßt: 


Unzweifelhaft haben für die Politik und die 


Oekonomie eines Volkes in einem gewiſſen Stadium 
Fieihafen ihren beſonderen Werth, ſomit auch ihre 
daraus hervorgehende Berechtigung. Als ſolche bat⸗ 
ten unſert Hanſeſtädte eine deutſche Miſſton über- 


nommen. Sie haben fie durchaus erfüllt und ſich 
Allein die Zeit iſt eine voll 


gut dabei Befunden. 
ſtanvig andere geworden und mit ihr die wirtth⸗ 
ſchaftlichen Vorausſezungen. Das Mittel leiſtet un- 
verkennbar ſeine Dienſte nicht mehr; man kann nicht 
umhin, ſich en neuts und befferes verſchaffen zu 
müſſen Deuiſchlands Leiſtungen und Bebürfniffe 
inmitten der Produklten und dem Tauſchverkehr der 
Nationen find nicht mehr dieſelben, als zu der Zeit, 
de die Freihafen hierfür mit Nußen ihre Vermitt⸗ 
lung darzubringen vermochten. Mit dieſer verän⸗ 
derten Stellung im wirthſchaftlichen Wettbewerb if 
die Aufgabe unſerer vorzüglichſten Häfen gewachſen. 


Was vermag nun wobl Hamburg und Bremen den 


ihnen gebührenden, achtungsvollen Rang im Leben 
unſeres Volkes mehr zu ſichern, als die rückhaltloſe 
Hingabe an ihren Beruf; was andererſtits entfernt 
ſie mehr vom ökonomiſchen Denken und Thun der 
deutſchen Nation als das Verharren im Wirthſchafte⸗ 
Ausland! Gewiß ſchädigen Sie mit einer ſolchen 
Aus nahmeſtellung politiſch, ökonomiſch und jozial 
heutzutage ſich ſelbſt am meiſten. Immer wierer 
erneuert ſich in den Hanſeſtädten der Ruf nach Zu 
gehörigkeit zum Vaterlande; er kann nimmerme 
verhalen, bis ihm Genüge geſchehen it. 
dringender und erwünſchter muß es eiſcheine 
feine Erfüllung herbeigeführt werde, auf daß g 


ef 
werden könne: unfere Stäbte-Republifen Be 
voll und ganz als nationale Handels-Emporien zum 


deulſchen Reich! l 

— Am Dienſtag, 21. Januar, iſt dem öſter⸗ 
reichiſchen Abgeordneter hauſe die bereits ſignaliſirte 
Megierungsvorlag, beneffend die proviſoriſche Rege⸗ 
lung der handels politiſchen Bezieh ngen zu Frank 
reich zugegangen. Es find drei vom Grafen An⸗ 
draſſy und dem franzöfiſchen Botſchafter Grafen 
Vogue unterzeichnete Vereinbarungen. Die erſte be- 
reits vom 5. Januar datir te ſetzt unter der Vor⸗ 
ausſchickung, daß deide Regierungen in der Abſicht 
einig ſeien, „baldthunlichſt Unterhandlungen behufs 
Abſchluſſes eines neuen Handels vertrages zu eröff- 
nen“, folgendes feſt: ö 

„Der Schifffahrtevertrag, die Konſular-Kon⸗ 
vention über die Behandlung der in einem der bei⸗ 
den Staaten binterbliebenen Berlaſſenſchaften der 
Unterthanen des anderen Staates, die Konvention 
zum Schutze des Autorrechtes an Werken der Lite⸗ 
ratur und Kunſt, welche am 11. Dezember 1866 
zwischen Frankreich und Oeſterreich Ungarn abge⸗ 
ſchloſſen worden find, verbleiben in Kraft bis zum 
Abſchluſſe einer neuen Handels verrinbarung oder bis 
zum Ablaufe des auf die Kündigung des erwähnten 
Vertrages oder der erwähnten Konventleuen ſeltens 
einer der beiden Regierungen folgenden Jahres.“ 

Die vom 20. Januar datute „Konvention“ 
enthält den proviſortſchen Haudelovertrag in folgen · 
gen Beſtimm ungen: 

Artikel 1. Die beiden hohen vertragſchließen⸗ 
den Theile ſichern ſich gegenſeckig in Allem, was 
die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr betrifft, die 
Behandlung auf dem Buße der meiſt begünſtigten 


über die Weiterführung der Seffionsarbeiten geben Nation zu 


der Aueſicht Raum, daß bis zum 20. Februar die 


Artitel 2. Die gegenwärtige Konvention wid 


— Dem zum Oberforſtmeiſter ernannten Jorſt · 


meiſter Schwarz, bisher in Erfurt, iſt die durch 


u Tod des Oberforſtmeiſters Olberg erledigte Ober⸗ 
forſtmeiſterſtelle bei der Köntzlichen Regierung in 
Cöslin übertragen. 

— Ja den im Monat November v. J. ab- 


gehaltenen Turnlehreriunen Prüfungen haben das 


Befähiguageszeugniß zur Extheilung des Turn ⸗ Unter 
richts an Madchenſchulen u. A. erlangt Elifabeth 
Löwe, Lehrerin zu Swinemünde, und Lina Stu- 


benrauch, Handarbcitslehrerin zu Freienwalde 


a. O. 
L Der Arbeiter Ferdinand Albert Star d 
aus Bredow lockte geſtern Abend in der Gegend der 
„Neuen Liedertafel“ den großen braunen Hühner⸗ 
b (Werth 180 Mart) eines bieſigen Stadtraths 

ſich, ſchlang ihm ein Tuch um den Hals und 
wollte mu ihm entlaufen, wurde aber von dem 
Bifiger des Hundes dabei ertappt und in Haft ge⸗ 
bracht. 

— Am Montag Nachmittag beabſichtigte ein 
811. Minna Glaske mit dem Zuge nach Medien 
burg zu fahren; auf dem Bahnpofe geſellte ſich eine 
unbekannte Frauensperſon zu ihr und ließ ſich mit 
ihr in ein Geſpräch ein, während deſſen fie der 
Glaske erzählte, daß fie gleichfalls nach Mecklenburg 
fahren wolle. Beide vertieften ſich ſchließlich fe in 
dies Geſprach, daß ſie die Abfahrt des Zuges nicht 
bemerkten. Die Unbekannte machte dem Portier Vor⸗ 
würfe, daß er nicht zur rechten Zeit zum Einſteigen 
gerufen habe uns forderte ſchlleß lich vie Glaske auf, 
ach dem Hotel „Kaiſerbof“ zu kommen und 

dort zu übernachten. Dieſe ging auch darauf 
beide mietheten gemeinſchaftlich ein Zimmer, 
ſich aber bald die Unbekannte unter 
* Handtaſche der Glaske mit 36 Mk. 
alt entfernte. Geſtern wurde die Perſon wie 
m auf dem Bahnheſe bemerkt, auf Beranlaf- 
eines Kellners verhaftet und ihre Perſon als 
die der umvereheltchten Rofal. Wilh. Emilie Ger⸗ 
da u ermittalt. 

Stargard, 23. Januar. Die „Sigd. Big.“ 
ſchreibt: In unſerer Stadt zirkultren in letzter Zeit 
falſche preußiſche Thaler⸗ und Zweimarkſtücke, erſtere 
mit der Jahreszahl 1861 1866 und 1867, letztere 
mit der Jahreszahl 1871, welche man namentlich 
auf der Poſt in Zahlung zu bringen verſucht. Wir 
warnen die betreffenden Perſonen vor ſolcher Mer 
nipulation und rathen ihnen, lieber, ſobald fe ein 
ſolches Geldſtück in ihrem Beflg vorfinden, der Po ⸗ 
lizet davon Anzeige zu machen und biſonders an- 
zugeben, von wem fle daſſelbe empfangen haben, 
damit dieſe in die Lage verſetzt wird, erfolgreiche 
wu nach dem Heerde der Verbreitung anzu⸗ 

len. 

Cöslin, 21. Januar. Auf Anregung des 
Vorſtandes des Kordeshagener ökonomiſchen Vereine 
iſt an einem näher zu verabredenden Tage eine 
Bereinigung von Landwirthen und Getreldehandlern 
des Colderzer, Cösliner und Schtvelbeiner Kıetjes 
in Ausfiht genommen, um in Belgard eine 
rützjahrs⸗Saatlorn-Börſe abzuhalten. 

Stralſund, 22. Januar. In der heutigen 
zweiten Stßung des neu-vorpommerſchen Kommunal- 
Landtages wurde ein Antrag des Landes- Direlto⸗ 
riums von Pommern zu Stettin auf Uebertragung 
der Verwaltung der diesſeitigen „Hülfskaſſe“ auf 
den Pro Verband von Pommern in 
gezogen. Derſelbe gab zu einer eingehen en De⸗ 
batte Veranlaſſung, wurde indeß faſt einſtimmig ab⸗ 
gelehnt, da Stände die für die Begründung des 
Antrags geltend gemachten Momente nicht für ſchwer⸗ 
wiegend genug crachten konnten, demſelben zu ent⸗ 
ſpiechen und damit einen nicht unerheblichen Zins⸗ 


nothwendigſten Aufgaben der Seſſlon zum Abſchluß |jofort nach dem Aust auſche der Ratiſikationen in gewing, der zur Unterſtützung gemeinnütziger Zwecke 
gebracht werden können, vor Allem der Staatshaus - Kraft treten, welcher zu Wien in der möglichſt kür- für den diesseitigen Landestheil beſtimmt fe und 
dalt und die Juſtizgeſetze; außerdem wohl nur einige zeſten Iriſt ſtattfinden wird, ſobald die durch die] jährlich verwendet werde, dieſem letzteren zu ent⸗ 
Entwürfe, deren Erledigung ohne Schwierigkeit er- | Verfaſſungsgeſeye der beiden vertragſchlu jenden | Hiehen. 

folgen kann. Letzteres dürfte wahrſcheinlich mit den] Machte vorgeschriebenen Förmlichketten erfül! ſein 
Vorlagen des landwirthſchaftlichen Miniſters der werden. Dirfelbe wird bis 3 1. Dezember 1879 in ger Haken wurden dieſer Tage über 20 Flſchadler 
Fall fein, über welche in der Kommiſſlon bereits | Kraft bleiben. 


eine Verſtändigung faſt volftändig erreicht iſt. Auch 


Endlich werden in einer dritten „Nachtrags⸗ 


wald, 23. Januar. Am Ludwigsbur⸗ 


(Aquila albieille) bemerkt, die große Anzahl der 
bier ſonſt ſehr ſelten vorkommenden Vogel läßt dar- 


in Bezug auf das Gefep über die Vorbildung zum Erklärung“ von beiden Theilen Erklärungen über die auf ſchließen, daß dieſelben durch Mangel an Nah⸗ 
dö herrn Berwaltungedienſt waltete ſowohl bei der] Bedeutung und Trogwelle der Meiſibegünſtigungs- rung infolge kalter Witterung von Schweden her⸗ 
nationalliberalen Fraktion wie bei der Regierung der klauſel abgegeben. übergef 


Wunſch nach Berſtändigung ob, und es tf daher 


Damit wäre denn der feit dem 1. Januar d. 


ommen find. 
Colberg, 22. Januar. Der Münder-Bade⸗ 


die Hoffuung nicht aufgegeben, aß dieſelbe erreicht | Je. zwiſchen Frankreich und Oeſterreich entbrannte verein, der als Privat- Geſellſchaft die Intereſſen des 


werden wird. 


Dagegen wird das Kommunalſteuer - Zollkrieg vorläufig 


Denn daß die parla- Sool- und Serbades Colberg vertritt, hat ſich an 


geſeh ungeachtet der bedeutenden Fortſchritte, welche wentariſchen Körperſchaten auf beiden Seiten ſich den Handeleminiſter gewandt, um in einer vortrff⸗ 


die Verſtändigung auch auf dieſem Gebiete 
hat, wohl nicht mehr zur Erle 
können. 


zu ertheilen und dit Ein- 


des Sefun 


gemacht beeilen werden, ihre zur Ratifigirung der Abmachungen lich geſchriebenen Vorſtellung gegen die Einrichtung 
digung gelangen erforderliche Zustimmung daͤrbahnbetriebes 
Die Erſtattung des Generalberichts der ſtellung der Feindseligkeiten zu beſchleunigen, darf Colberg⸗Belgard, die Settens der Direktion der kö⸗ 


auf der Eiſeubahnſtricke 


Bubdget-Kommiſſton, welcher namentlich durch die ale zweifelhaft angeſehen werden. In den Vorder- niglichen Oſtbahn vom 1. April d. J. ab in Aus- 


Beilagen ein un faſſendes Opus werden dürfte, er⸗ grund des Juterefies tritt demnächſt aber die Frage, ſicht genommen iſt, zu proteſtire n. 


Diefe Petition, 


barer man noch vor Ablauf dieſes Monte. Die ob es im Lauft des Jahres Oeſterrtich und welche beſonders die Schädigung der Intereſſen des 


Serbades namentlich auch der Münder Hausbefiger 
betont, ſchließt fi den von der königlichen Regle⸗ 
rung, dem bieſigen Landrathsamte, den ſtädtiſchen 
Behörden abgegebenen Gutachten und der Petition 
des hieſigen Seglerhauſes, welche ſämmtlich, von an- 
deren Geſichtspunktru aus, jene Aenderungen ver⸗ 
werfen, würdig an. 

Nenſtettin, 20. Januar. Am Sonnabend 
verſuchte ein Landmann beim Fleiſchermelſter Förſter 


verausgaben. Dies gelang ihm indeß nicht; Geld⸗ 
ſtück und Landmann wanderten vielmehr in das 
BVoligei-Bureau und bei den hier ſogleich 

amtlichen Erhebungen iſt man dem wirklichen Falſch⸗ 
münzer auf die Spur gekommen, ſo daß, wie 
verlautet, auch jeine Feſtnahme hat b wirkt werden 
können. 


Bermiſchtes. 

— Beim Nachzählen von Kupferpfennigen an 
einer Berliner Königlichen Kaffe wurde ein Pfennig, 
der auffallend hohl klang, näher unterſucht. Es 
ergab ſich dabei, daß derſelbe in zwei Theile ge⸗ 
ſchnitten und daß beide Platten wieder ſauber an- 
einander gefügt waren. Der Pfennig wurde nun- 
mehr geöffnet und den erſtaunten Blicken der Be⸗ 
amten zeigte ſich, daß das Innere der Münze aus⸗ 
geſchnitten war und die eine Hälfte das Portrait 
es Kaiſers, die andere das Portrait des Fürſten 
Bismarck enthielt. Sicherlich iſt dieſes Medaillon 
ein Unicum in ſeiner Art 

— (Diebes falle.) Ein Reſtaurateur in der 
Lindowerſtraße in Berlin, nahe dem Biehhof, batte 
einen Hafen an tin Fenſterkreuz nach dem Hofe ſel⸗ 
nes Lokals gehängt, der ihm von da entwendet 
wurde. Der Wirth erzählte das ſeinen Stamm- 
gaſten; darauf wurde ein feifcher Haſenbalg berbei- 
geſchafft, mit Hädjel gefüllt und an jenes Fenſter 
gehängt, Die Stammgäſte barrten des Erfolges 
ditſer „Diebesfalle“, gaben aber vermuthlich mehr 
auf ihr Bier, als auf den ausgeſtopften Hafen acht, 
denn gezen 9 Uhr Abends ging plötzlich die Thür 
des Lokals auf und der Balg des Haſen mit den 
Sageſpähnen flog den erſtaunten Gäſten auf den 
Tiſch. Man eilte dem frechen Diebe nach, ohne 
ſeinet im Dunkel habhaft zu werden. 

— Der außerordentliche Zulauf von Hand- 
werksburſchen und das freche Auftreten derſelben 
beim Betteln veranlaßten die Kollegien der würtem- 
bergiſchen Stadt Leonberg zum Schutze der Eluwoh⸗ 
ner wieder ein Arbeitsgeſchenk einzuführen; es wurde 
aber zugieich feſtgeſetzt, daß nur ſolche es erhalten, 
welcht eine Stunde lang Holz geſägt oder geſpalten 
haben, wozu im unteren Rathhausraume Holz, Sa⸗ 
gen und Beile bereit gehalten werden. Das Er- 
gebniß war binnen einem Monat folgendes: Gear⸗ 
beitet haben 203 Mann ; hiervon erbielten nach 
ihrer Wahl je 20 Pf. 177 Mann und N 
je 1 Der Zulauf hat ſeit Ein, 
rung dieſes Arbeitsgeſchenkes merklich abgeno 
Im vorigen Winter ans bier dug nültlich im 
Monat 572 Mann zum Geſchenk, im laufenden 
Winter bis jetzt nur 203 Mann. Bis jetzt wur⸗ 
den 12 Raummeter Holz geſägt und geſpalten. Am 
liebſten arbeiten die Württemberger, ihnen nabe kom⸗ 
men die Balern, am ungernſten greifen nach den 
dortigen Erfahrungen die Norddeutſchen und Oeſter⸗ 
reicher ein. 


Telegrapbifche Depeſchen. 

Wien, 23. Januar. Abgeordnetenhaus. Bel 
der beute ſortgeſeten Generaldebatte über den 
Berliner Vertrag gelangten die Abgg. Hofer, Perz 
und Obentraur gegen den Majoritätsantrag, dit 
Abgg. Baron Pirquet und Auſpitz für den Mafort⸗ 
tätsantrag zum Wort. Der Abg. Hofer trat na⸗ 
mentlich für die Kompetenz des Reichs raths ein und 
äußerte ferner, der Berliner Vertrag ſei beſſer ale 
fein Ruf und unter den gegebenen Verhältutſſen 
nothwendig geweſen. Ein Krieg mit Rußland ſei 
aber auf die Dauer doch nicht zu vermeiden, Defter- 
reich müſſe deshalb ein enges Freundſchafts⸗Bünd⸗ 
niß mit Deutſchland auſtreben. Der Abg. Aufpie, 
welcher namentlich den Abgeordneten Herbſt ſcharf 
angegriffen hatte, ſchloß feine Rede mit einer ener- 
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Berathung wurde morgen vertagt. 

Brüſſel, 23. Januar. Der Aſſiſengerichtshof 
von Brabant hat gegen den des bet ügertſchen Ban⸗ 
kerottes, der Fälſchung und des Betruges angeflag- 
ten, nach Amerika ent ſlohenen Langrand Dumontenn 
in eontumaciem auf 15lährige Einſchließung und 
2000 Francs Geldbuße erkannt 

Verſailles, 23. Januar. Die Deputtrten · 
kammer beſchloß, den Antrag Lalſant's von der 
Liuken, der da auf abzielt, die Militär dienſtzelt auf 
3 Jahre derabzumindern, in Erwägung zu nehmen; 
der Antrag wird demnach zur Diskufflon geſienkt 
werden, obſchon man feine Annahme in der Kam- 
me ſelbſt für unwahrſcheinlich hät. Gegen das 
Eat der Sitzung ſtellte der bonaparttſtiſche Depn- 
fire Laroche Joubert den Antrag, daß die Kammer 
bei dem fortgeſetzten ſtarken Schneefall ihre Stpungen 
in Paris ab halte, bis mildere Witterung eingetreten 
ſet; dem Anteage wurde indeß keine Jolge gegeben, 
die Kammer beſchloß vielmehr, morgen wieder en 
Berfailles zur Sitzung zuſammenzutreten. 

Kopenhagen, 23. Januar. Die Poſtdampf⸗ 
ſchifffahrt zwiſchen Korſör und Kiel if wieder ein- 
geſtet, der Dampfer aus Kiel hat jedoch heute 
Abend noch in Korſör gewartet. 

Petersburg, 23. Januar. Die „Agence ruſfe“ 
erklärt tie Meldung von neuen Komplikationen bei 
der Unterzeichnung des befinitiven Friedens mit der 
Türkei mit dem Hinzufügen für unrichtig, daß nach 
den letzten hier eingegangenen Nachrichten us ſich 
nur noch um die Regelung von ſekundären Fragen 
handele, die ſich auf die Koſten für den Unterhalt 
der Gefangenen bezögen. 


. 


